année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 23.04.2024

Thema Keine Einschrankung

Schlagworte Digitalisierung, Klimapolitik

Akteure Michel, Matthias (fdp/plr, ZG) SR/CE
Prozesstypen Keine Einschrankung

Datum 01.01.1965 - 01.01.2021

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von

Ammann, Amando
Blhimann, Marc
Kuhn, Sarah

Bevorzugte Zitierweise

Ammann, Amando; Bihlmann, Marc; Kuhn, Sarah 2024. Ausgewdhlte Beitrége zur
Schweizer Politik: Digitalisierung, Klimapolitik, 2020. Bern: Année Politique Suisse,
Institut fur Politikwissenschaft, Universitat Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen

am 23.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.21


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Grundlagen der Staatsordnung
Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik
Aussenpolitik
Entwicklungspolitik
Bildung, Kultur und Medien
Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

N W WDNODN a a a a

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



Abkiirzungsverzeichnis

EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

EFD Eidgendssisches Finanzdepartement

UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und

por

UNO Organisation der Vereinten Nationen

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

GPK Die Geschaftsprifungskommissionen

EDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren

WBK-SR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Standerats

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

Biiro-SR Blro des Stéanderates

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft

EDA Eidgendssisches Departement flr auswartige Angelegenheiten

WBF Eidgendssisches Departement fur Wirtschaft, Bildung und Forschung

IFC Internationale Finanz-Corporation

IBRD Internationale Bank fir Wiederaufbau und Entwicklung

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

BK Bundeskanzlei

AfDB Afrikanische Entwicklungsbank

WBG Weltbankgruppe

BAK Bundesamt fur Kultur

DFJP Département fédéral de justice et police

DFF Département fédéral des finances

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

ONU Organisation des Nations unies

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats

CdG Les Commissions de gestion

CDIP Conférence suisse des directeurs cantonaux de l'instruction publique

CSEC-CE Etortnmission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des

ats

DFI Département fédéral de I'intérieur

Bureau-CE Bureau du Conseil des Etats

SSR Société suisse de radiodiffusion

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche

SFI Société financiére internationale

BIRD Banque internationale pour la reconstruction et le développement

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

ChF Chancellerie fédérale

BAD Banque Africaine de Développement

GBM Groupe de la Banque mondiale

OFC Office fédéral de la culture

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 15.09.2020
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik

In der Herbstsession 2020 genehmigten die Rate den von der Regierung Ende Februar
2020 vorgelegten Geschéaftsbericht des Bundesrates 2019.

Erich von Siebenthal (svp, BE) berichtete im Nationalrat fir die GPK und dankte den
Subkommissionen und den verschiedenen Departementsverantwortlichen, dass die
Anhoérungen zu den einzelnen Bereichen im Bericht trotz Corona-Krise durchgefthrt
werden konnten. Die Bewaltigung der Pandemie sei dabei ein «zentrales
Querschnittthema» gewesen und die Erfahrungen der verschiedenen Verantwortlichen
in der Krise hatten nicht zuletzt zum Beschluss der GPK gefuhrt, den Umgang der
Bundesbehdérden mit der Covid-19-Pandemie naher zu beleuchten. Fir die
Subkommission, die sich hinsichtlich Geschéaftsbericht mit den Departementen EDI und
UVEK befasst hatte, ergriff Thomas de Courten (svp, BL) das Wort. Im EDI sei das
Erreichen der wichtigsten Legislatur-Ziele im Bereich der Altersvorsorge (Stabilisierung
der AHV, Definition der Eckwerte flir die BVG-Reform, Modernisierung der Aufsicht
Uber die erste Saule) auf gutem Weg. Die Forderung des offentlichen Verkehrs zwecks
qualitativ hochwertigen Mobilitatsldsungen sei hingegen noch nicht optimal umgesetzt,
weil vor allem die Qualitdt im Personenverkehr nicht gentge. Alfred Heer (svp, ZH)
sprach fur die Subkommission, die sich bei der Evaluation des Geschéaftsberichts mit
dem EJPD und der BK beschaftigt hatte. Die Subkommission habe sich mit der
Umsetzung des neuen Asylgesetzes und den entsprechenden Auswirkungen fur das
Bundesverwaltungsgericht auseinandergesetzt. Die Untersuchungen seien noch nicht
abgeschlossen, aber es zeigten sich «systemimmanente» Probleme, da 16.8 Prozent der
Falle vom Gericht zurlickgewiesen wirden. Zudem habe die GPK bei einem Besuch des
Asylzentrums in Boudry Verbesserungen in Asylunterkinften verlangt, damit die
Privatsphére von Asylsuchenden besser gewéhrleistet werde. Zudem habe sich die
Subkommission mit dem EJPD zur Rechtmassigkeit des Epidemiengesetzes unterhalten.
Mit der Bundeskanzlei habe sich die Subkommission zum Thema E-Voting ausgetauscht.
Die GPK schaue, dass das «Debakel» rund um das System der Post «nicht im Chaos
endet», so Heer. Auch Bundesprasidentin Simonetta Sommaruga fasste den Bericht
kurz zusammen. Sie verstehe, dass der Rat wohl lieber Informationen zum aktuellen
Pandemie-Jahr 2020 hétte, der Bericht beziehe sich aber auf das Jahr 2019, «das [den
Parlamentsmitgliedern] vielleicht auch schon weit weg erscheint». Der Bundesrat habe
aber 2019 sehr viele wichtige Botschaften verabschiedet. Die grosse Kammer nahm in
der Folge diskussionslos Kenntnis vom Bericht und stimmte dem entsprechenden
Bundesbeschluss zu.

Auch im Standerat berichtete tags darauf zuerst die Kommissionssprecherin fir die
GPK. Auch Maya Graf (gp, BL) betonte, wie schwierig es gewesen sei, die Oberaufsicht in
Krisenzeiten wahrzunehmen. Auch sie verwies auf die notwendige Aufarbeitung der
Krise und bedankte sich bei der Bundeskanzlei, die daran sei, den entsprechenden
Auftrag umzusetzen. Fir die Subkommission EDA/VBS hob Charles Juillard (mitte, JU)
die Plane des Bundesrats hervor, den UNO-Sitz Genf mit Hilfe von «Science Diplomacy»
zu starken. Betont werden misse zudem, wie gut es dem EDA wahrend der Pandemie
bisher gelungen sei, Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer zu betreuen. Im VBS
habe das Problem «Mitholz» zu reden gegeben, welches von der GPK weiter beobachtet
werde. Auch Uber den Stand der Diskussionen zu «Cyberdefense» habe man sich
informiert. Hier sei insbesondere die Zusammenarbeit mit der Forschung
begrissenswert. Matthias Michel (fdp, ZG) hob fir die Subkommission EFD/WBF die
Punkte E-Government und Regulierungskosten hervor. Bei ersterem habe man noch
«Luft nach oben». Die Pandemie habe unter anderem gezeigt, wie wichtig die
Digitalisierung und eine bessere Koordination zwischen den Departementen aber auch
zwischen Verwaltung und Bevolkerung sei. Hinsichtlich Regulierung habe sich die GPK
unter anderem flr die Resultate eines Monitorings interessiert, das gezeigt habe, dass
zwei Drittel der befragten Unternehmen finden, dass die blrokratische Belastung
gestiegen sei. Hier sei der Bundesrat daran, Gegensteuer zu geben, was die GPK
begrisse. Marco Chiesa (svp, Tl) fasste die Erkenntnisse der Subkommission EDI/UVEK
zusammen. Wie sein Nationalratskollege berichtete auch Chiesa Uber den Stand der
Reformen in den Sozialwerken. Die Auswirkungen von Covid auf die AHV seien allerdings
noch schwer abschatzbar. Im UVEK habe sich die GPK versichert, dass die Umsetzung
des «Aktionsplans Biodiversitat Schweiz» zwar verspatet, aber auf gutem Weg sei. Die
Ziele fur mehr Biodiversitat seien freilich «de loin pas encore suffisants», so Chiesa.
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Daniel Fassler (mitte, Al) ergriff schliesslich das Wort fir die Subkommission EJPD/BK.
Im EJPD habe sich die GPK insbesondere zum Thema Kriminalitdtsbekampfung
informiert. Das Fedpol ermittle unter der Leitung der Bundesanwaltschaft in nicht
weniger als 70 Terrorstrafverfahren. Innerhalb der BK begrisse die GPK die
Bestrebungen einer starkeren Koordination und departementstbergreifenden Lenkung
digitaler Entwicklungen. Auch in der kleinen Kammer fasste die Bundesprasidentin am
Schluss den Bericht noch einmal zusammen und dankte der GPK fir die
Zusammenarbeit und die «Wertschatzung», die die Kommissionen der
Regierungsarbeit entgegenbréchten. Auch in der kleinen Kammer wurde vom Bericht
Kenntnis genommen und der entsprechende Bundesbeschluss Uber den
Geschéftsbericht des Bundesrats fir das Jahr 2019 diskussionslos gutgeheissen. '

Aussenpolitik

Entwicklungspolitik

Im Februar 2020 publizierte der Bundesrat seine Botschaft zu den Kapitalerh6hungen
der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank. Darin flihrte er aus,
dass sowohl der Entwicklungsausschuss der Weltbankgruppe (WBG) wie auch die
Afrikanische Entwicklungsbank (AfDB) eine Kapitalerhéhung der
Finanzierungsleistungen bis 2030 beschlossen hatten. Im Fall der Weltbankgruppe
verteilen sich die Erhéhungen auf zwei Teilorganisationen, namentlich die IFC und die
IBRD. Insgesamt beliefen sich die Kreditbeschlisse auf CHF 2.7592 Mrd., an denen sich
die Schweiz als Mitglied zu beteiligen habe. De facto wurde die Schweiz fur USD 197.7
Mio. Aktien der IBRD und der IFC sowie fur weitere USD 99.7 Mio. Aktien der AfDB
kaufen. Der restliche Betrag setze sich aus Garantiekapital fir die IBRD (USD 649 Mio.)
und die AfDB (USD 1562 Mio.) zusammen. Dieses Garantiekapital wurde in der
Vergangenheit noch nie von einer multilateralen Entwicklungsbank eingefordert und
dient ausschliesslich der Verbesserung des Bonitatsratings. Zudem beantragte der
Bundesrat die Genehmigung der Anderung des Abkommens Uber die IFC: Die
qualifizierte Mehrheitsanforderung far Zustimmungen zZu zuklnftigen
Kapitalerhéhungen der IFC soll von 80 Prozent auf 85 Prozent angehoben werden.

Der Standerat behandelte die Kapitalerhéhungen in der Sommersession 2020, nachdem
die APK-SR die Beteiligung an den Kapitalerhdhungen und die Anderung des IFC-
Abkommens mit grosser Mehrheit zur Annahme empfohlen hatte, was
Kommissionssprecher Damian Mdller (fdp, LU) im Rat hervorhob. Zu diskutieren gaben
jedoch zwei Minderheitsantrége, welche bereits in der Kommission gescheitert waren.
Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE) verlangte, dass die Schweiz in den
Entscheidungsgremien der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank
eine konsequente Null-Toleranz-Politik gegen Korruption fuhren und sich fur die
Menschenrechte einsetzen musste. Sommaruga wies darauf hin, dass auch
industrialisierte Staaten wie die Schweiz von den Investitionen der Weltbankgruppe
profitierten. Ein oft verwendetes Instrument seien 6ffentlich-private Partnerschaften
mit  Beteiligung  multinationaler ~ Konzerne, welche der  Korruption in
Entwicklungsldandern Vorschub leisteten. Matthias Michel (fdp, ZG) empfand die
Forderung der Minderheit bei einer Krediterhéhung als fehl am Platz. Er teile zwar
diese Grundwerte, doch es sei selektiv und etwas zufallig, sich nur gegen Korruption
einzusetzen, wenn die Schweiz doch flr ein viel breiteres Wertespektrum stehe. Er
erwarte, dass der Bundesrat die Schweizer Grundwerte immer zum Ausdruck bringe,
auch ohne dass man dies gesetzlich verabschiede. Der Minderheitsantrag Sommaruga
wurde mit 28 zu 17 Stimmen abgelehnt.

Eine zweite Minderheit Vara (gp, NE) wollte die Finanzierung von Kohle-, Erdél- und
Erdgasprojekten und von Projekten im Zusammenhang mit Stromerzeugung aus fossilen
Energien verbieten lassen. Die Schweiz musse ihr Gewicht und ihren Einfluss nutzen,
um sich flur eine koharente und umfassende Klimapolitik einzusetzen, so die
Minderheitsfuhrerin. Damian Muller argumentierte, dass dadurch auch Darlehen und
die Beratungstéatigkeiten von Banken betroffen wéren, was eine Mehrheit der APK-SR
abgelehnt habe. Zudem wirden séamtliche Projekte der Entwicklungsbanken eng
begleitet und evaluiert. So kénnte Bundesrat Parmelin als Schweizer Vertreter in der
Weltbankgruppe entsprechend Einfluss nehmen, wenn die Projekte den Werten der
Schweizer Aussenpolitik zuwiderliefen. Ebenjener Bundesrat warnte in der Folge davor,
dass dieser Minderheitsantrag die Arbeit der Entwicklungsbanken erschweren kdnnte.
Schliesslich seien beispielsweise Gaskraftwerke in Landern mit mangelhafter
elektrischer Infrastruktur durchaus als Ubergangstechnologie geeignet, um
Kohlekraftwerke abzuldsen. Auch dieser Minderheitsantrag wurde mit 28 zu 15 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) verworfen.
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Die Kapitalerhdhungen der Weltbankgruppe wurden in der Gesamtabstimmung mit 34
zu 4 Stimmen (bei 7 Enthaltungen), jene der Afrikanischen Entwicklungsbank mit 37 zu 4
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) angenommen. Auch den Bundesbeschluss Uber die
Genehmigung der Anderung des Abkommens iiber die IFC nahm der Standerat mit 37 zu
4 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. 2

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Nach dem Nationalrat befasste sich auch der Standerat in der Herbstsession 2020 mit
den Beratungen zur Kulturbotschaft 2021-2024. Grundlegend unterstitze die WBK-SR
die Stossrichtung, die der Bundesrat vorgeschlagen hatte. Sie sei eine konsequente
Weiterfuhrung der strategischen Schwerpunkte der letzten Kulturbotschaft 2016-2020,
eréffnete Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) die Eintretensdebatte. So
schéatze die Kommissionsmehrheit etwa insbesondere die Férderung des in der letzten
Kulturbotschaft eingefiihrten Programms «Jugend und Musik». Kulturminister Alain
Berset betonte, dass der Bundesrat in Anbetracht der Covid-19-bedingten Probleme im
Kulturbereich auf Kontinuitdt setzen und auf den Grundsdtzen der letzten
Kulturbotschaft aufbauen mochte - namentlich bei der Starkung der kulturellen
Teilhabe, dem sozialen Zusammenhalt und der Unterstitzung des kreativen Schaffens
und der Innovation. Fur die Diskussionen sei es aber zentral, dass die Corona-
Notfallhilfen die zuktnftige Férderung der Kultur nicht beeinflussten.

Umstritten waren, wie bereits im Nationalrat, einzig die Anderungen im Filmgesetz,
weshalb die WBK-SR in Absprache mit ihrer Schwesterkommission und dem Blro-SR
entschieden hatte, den «heissen Streifen» (Michel) ausserhalb der Kulturbotschaft zu
behandeln. Auch der Bundesrat sprach sich fur die Herauslésung der Revision des
Filmgesetzes aus, da die Vorlage bereits in der Vernehmlassung umstritten gewesen sei.
Entsprechend trat der Standerat seiner Kommission folgend ohne Gegenantrag auf alle
vom Bundesrat vorgeschlagenen acht Finanzierungsbeschlisse - welche sich insgesamt
auf Kosten von CHF 934.5 Mio. beliefen - und auf vier der finf Gesetzesédnderungen
ein.

In der Detailberatung zeigte sich die grundlegende Zustimmung zum Entwurf. So folgte
der Stédnderat mehrheitlich den Vorschlagen des Bundesrates oder den Beschlissen
des Nationalrates, welcher hauptsachlich Anderungen an der Hoéhe der
Finanzierungsbeschllsse vorgenommen hatte. Insgesamt schuf der Standerat nur zwei
Differenzen zum Nationalrat.

Eine erste Differenz schuf der Stédnderat bei der Hohe der Finanzhilfen des BAK. Der
Bundesrat hatte hierfir Gelder in der Hohe von CHF 145.1 Mio. vorgesehen, der
Nationalrat hatte diesen Betrag jedoch zugunsten von «Memoriav» um CHF 1.2 Mio.
erhoht. Eine Minderheit Baume-Schneider (sp, JU) wollte den Betrag fur Memoriav
aufgrund von dessen zentraler Rolle im audiovisuellen und akustischen Bereich gemass
Nationalrat erhéhen.

Dieselbe Minderheit forderte eine Erhdhung der Finanzhilfen fir die «Fotostiftung der
Schweiz» um CHF 800'000. So habe etwa die EDK darauf hingewiesen, wie wichtig
Erinnerungspolitik sei, welche die schweizerische Fotostiftung durch regelmassige
Ausstellungen zu wichtigen Fotobestanden des Bundes fordere.

Gemass Kommissionssprecher Michel wollte eine knappe Mehrheit der WBK-SR in
beiden Punkten der Fassung des Bundesrates folgen. Zum einen erachtete die Mehrheit
eine Erhéhung der Mittel zugunsten von Memoriav nicht als nétig, da die SRG neu selbst
far die Archivierung ihres Materials verantwortlich sei, wodurch der Bundesauftrag
kleiner geworden sei fur die Organisation. Zum anderen sehe die Mehrheit ein, dass bei
der Schweizer Fotostiftung zwar Finanzbedarf bestehe, aber die bei Memoriav frei
gewordenen finanzielle Mittel kénnten die Kosten der Schweizer Fotostiftung
zumindest grosstenteils auffangen, wie Michel argumentierte. Berset fugte hinzu, dass
in der Fassung des Bundesrates bereits eine Erhéhung der Mittel um CHF 800'000 fur
die Schweizer Fotostiftung enthalten seien. In der Folge hiess der Standerat nur die
Erhéhung des Betrags fiir die schweizerische Fotostiftung mit 35 zu 4 Stimmen (bei 1
Enthaltung) gut.

Im Bereich Sprache und Verstindigung befasste sich der Stédnderat mit zwei
Minderheitsantréagen fur eine Erhdhung des Budgets und schuf eine weitere Differenz
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zum Nationalrat. Die Mehrheit der WBK-SR wollte hier der bundesratlichen Version
folgen, welche einen Zahlungsrahmen von CHF 68.8 Mio. vorgesehen hatte. Eine
Minderheit | Carobbio Guscetti (sp, Tl) verlangte, dem Nationalrat zu folgen, der fur die
Foérderung der ratoromanischen Sprache zusatzlich CHF 1.2 Mio. zugesagt hatte. Diese
Vorlage sei ein «Kernelement der Kulturbotschaft», da es hier um die Stérkung des
nationalen Zusammenhalts durch die Férderung der Mehrsprachigkeit gehe,
begriindete die Minderheitensprecherin ihren Antrag. Es sei wichtig, dass auch der
grosse Teil der ratoromanisch sprechenden Menschen, die ausserhalb des Kantons
Graublinden lebten, geférdert wirden, woflr es mehr Mittel als die CHF 0.4 Mio.,
welche der Bundesrat vorgesehen hatte, brauche.

Eine Minderheit Il Gapany (fdp, FR) verlangte zusétzliche Mittel in der Hohe von CHF 10
Mio. fur die Forderung der Strategie «Austausch und Mobilitat». Ziel dieses Programms
sei es, Sprachaufenthalte von Schulerinnen und Schilern sowie von Lernenden und
Lehrpersonen in der Schweiz zu férdern. Dieses Programm werde aber bisher nur von
drei Prozent der Jugendlichen genutzt, dies obwohl die Schulzeit der ideale Zeitpunkt
flr einen solchen Austausch und das Erlernen einer Sprache sei. Zudem sei er enorm
wichtig fur den Erhalt der Sprachenvielfalt und fur die Férderung des Zusammenhalts
zwischen den Schweizer Sprachregionen, welche ein wichtiger Pfeiler der Schweizer
Identitat sei, argumentierte Gapany. Bundesrat Alain Berset machte das Problem aber
nicht bei den Finanzen, sondern bei den fehlenden organisatorischen Strukturen aus,
welche zuerst aufgebaut werden mussten. Im Stéanderat obsiegte schliesslich die
Minderheit Il Gapany mit 26 zu 17 Stimmen gegen die Minderheit | Carobbio Guscetti.
Letztere hatte sich zuvor mit 37 zu 4 Stimmen (2 Enthaltung) klar gegen die
Kommissionsmehrheit durchgesetzt.

Neben den Minderheitsantrédgen flr eine Erhdhung der Mittel stellte Jakob Stark (svp,
TG) funf Minderheitsantrage auf Kirzungen des vom Bundesrat vorgeschlagenen
Budgets. Konkret wollte Stark die geplante reale Erhdhung der Mittel - CHF 34.7 Mio. -
Uber flnf Bereiche hinweg kiirzen. Es kénne nicht sein, dass gleichzeitig ein «Covid-19-
Notgesetz» verabschiedet und das Kulturbudget erhéht wirde. Er sei nicht gegen die
Covid-19-Unterstitzung im Kulturbereich und unterstutze die Richtung der
Kulturbotschaft, jedoch erfordere die Covid-19-Pandemie auf allen Seiten Opfer,
sodass momentan lediglich die reine Sicherung des Status quo moglich sei. Gemass
Kommissionssprecher Michel erachte die Mehrheit der WBK-SR das vom Bundesrat
vorgesehene Wachstum von 2.6 Prozent (einschliesslich Teuerung) im Kulturbereich
hingegen als angemessen. Auch so werde der Grossteil der Kulturfinanzierung weiterhin
von den Kantonen, Gemeinden und Privaten geleistet, zudem setze die Kultur
weitgehend auf freiwilliges Engagement. Weiter sei es nicht angebracht, praventiv
Kirzungen aufgrund potenzieller pandemiebedingter Mehrkosten vorzunehmen - die
Kulturbotschaft sei ein ordentliches Geschaft und dirfe nicht mit der
ausserordentlichen Lage der Pandemie vermischt werden. Der Standerat lehnte in der
Folge samtliche Antrége von Jakob Stark ab.

In den Gesamtabstimmungen hiess die kleine Kammer alle Ausgaben und
GesetzesentwUlrfe einstimmig oder mit vereinzelten Gegenstimmen und Enthaltungen
gut, womit 10 der 12 Vorlagen bereinigt werden konnten. Die beiden anderen Vorlagen
gingen mit den beschlossenen Differenzen zuriick an den Nationalrat. *

Noch in der Herbstsession 2020 bereinigte das Parlament die verbliebenen zwei
Differenzen der Kulturbotschaft 2021-2024.

Bei der ersten Differenz handelte es sich um die Frage, wie hoch die Finanzhilfen des
BAK ausfallen sollten. Der Nationalrat wollte das bundesratliche Budget um CHF 1.2 Mio.
fur «Memoriav» aufstocken, der Standerat stattdessen um CHF 800'000 fur die
schweizerische Fotostiftung. Eine Mehrheit der WBK-NR wollte an der nationalratlichen
Version festhalten, da sie die Foérderung von «Memoriav» als dringend notwendig
erachtete, wahrend eine Minderheit Gutjahr (svp, TG) in Anbetracht der tieferen
Aufgabenlast von Memoriav, weil der SRG neu die Archivierung selbst durchfuhrt, auf
eine Aufstockung verzichten wollte. Die dadurch freiwerdenden Mittel kdnnten bei der
Schweizer Fotostiftung eingesetzt werden, wie Gutjahr argumentierte. Mit 99 zu 96
Stimmen  (bei 3  Enthaltungen) folgte der Nationalrat knapp seiner
Kommissionsmehrheit. Ebenfalls erfolglos (mit 114 zu 81 Stimmen bei 3 Enthaltungen)
blieb eine Minderheit Fivaz (gp, NE), welche auch die vom Sténderat beschlossene
Aufstockung fur die Fotostiftung vornehmen wollte.

Der Stéanderat folgte daraufhin stillschweigend der Version des Nationalrates, womit die
erste Differenz beseitigt werden konnte. Es liege in der Entscheidungsmacht des
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Bundesrates, welcher Organisation welche Betrage zugesprochen wiuirden, hatte
Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) zuvor erlgutert.

Beim Bundesbeschluss Uber den Zahlungsrahmen fir den Bereich «Sprache und
Versténdigung>» sprach sich die WBK-NR erneut fir die nationalrédtliche Aufstockung
zur Férderung der ratoromanischen Sprache und gegen die standerétliche Aufstockung
fir die Strategie «Austausch und Mobilitédt» aus, wahrend eine Minderheit Locher
Benguerel (sp, GR) die zusatzlichen Mittel fir Sprachaufenthalte sprechen wollte - auch
in Anbetracht einer angenommenen Motion der WBK-NR (Mo. 20.3918). Der Nationalrat
folgte seiner Kommissionsmehrheit, woraufhin der Standerat auch diesem Entscheid
beipflichtete. Mit 23 zu 21 Stimmen sprach er sich in Ubereinstimmung mit der
Kommissionsmehrheit gegen einen Kompromissvorschlag von Johanna Gapany (fdp, FR)
flr eine um die Halfte reduzierte Aufstockung um CHF 5 Mio. aus.

Da damit alle Differenzen bereinigt waren, war die Vorlage noch in derselben Session
fir die Schlussabstimmungen bereit. Abgestimmt werden musste derweil nur noch
Uber die vier Bundesgesetzesdnderungen, da die bereits genehmigten Finanzbeschllsse
nicht dem Referendum unterlagen und somit keine Schlussabstimmungen notig waren.
Beide Kammern nahmen in der Folge alle vier Gesetzesanderungen deutlich mit
einzelnen Gegenstimmen und Enthaltungen, oder gar einstimmig an. Alle Stimmen
gegen die Vorlagen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion. Als einziges Geschaft
der Kulturbotschaft 2021-2024 war somit die Revision des Filmgesetzes noch offen, mit
welcher sich der Standerat in der Sommersession 2021 als Zweitrat befasste. *

1) AB NR, 2020, S. 1436 ff.; AB SR, 2020, S. 836 ff.; BBI, 2020 8395

2) AB SR, 2020, S. 388 ff.; BBI, 2020, S. 2501 ff.

3) AB SR, 2020, S. 854 ff.

4) ABNR, 2020, S. 1767 ff.; AB NR, 2020, S. 1960; AB SR, 2020, S. 1022 ff.; AB SR, 2020, S. 1074
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